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Schätzungen zufolge sollen die Verluste bei Steuereinnahmen in der EU durch Gewinnverlagerung vonKonzernen bis zu 100Mrd.

Euro pro Jahr betragen.MitMaßnahmengegen schädliche Steuerpraktikenwill die EU-Kommission dieser Tatsache entgegenwir-

ken und Schlupflöcher im Steuer-Instrumentarium schließen. Nach Auffassung des Europäischen Rechnungshofs haben die EU-

VorschriftenzumSchutzvor schädlichenSteuerregelungenundvorSteuervermeidungdurchUnternehmenLücken.ErsteMaßnah-

men habe die EU zwar ergriffen, abermehr auch nicht, weil die Zuständigkeit für die direkte Besteuerung bei denMitgliedstaaten

liege.GemeinsameVorgaben zur Leistungsüberwachunggäbeesnicht. DiePrüfermonieren, dass internationaleKonzerne zuneh-

mendkomplexeStrategienanwenden,umihreSteuerlastzuverringern, indemsieLückenundUnterschiede indenSteuersystemen

verschiedener Länder ausnutzen. Durch diese aggressive Steuerplanung umgingen die Unternehmen die Steuerzahlungen. Dies

führe ferner zueinemunfairenWettbewerbzwischenUnternehmenundMitgliedstaaten.DieEU-Kommissionkönnenur tätigwer-

den, wenn vermutet wird, dass der EU-Binnenmarkt verzerrt wird. „Schädliche Steuersysteme und Steuervermeidung durch Kon-

zernesindproblematisch,wennsichergestelltwerdensoll, dassSteuerndortgezahltwerden,woGewinneerzieltwerden“, so Ildikó

Gáll-Pelcz, zuständig für den Bericht des Europäischen Rechnungshofs. „Die Kommission sollte ihre begrenzten Befugnisse in die-

semBereichausreizen: Sie solltedievorhandenenLücken schließen, ihre Leitlinien fürdieEU-Länderweiterentwickeln, umschädli-

chen Steuerpraktiken klar Einhalt zu gebieten, und für die rasche Entwicklung eines gemeinsamen Leistungsüberwachungs-

systems sorgen.“ Inden letzten Jahren seiendrei neue EU-Richtlinienerlassenworden, dieunter anderemdarauf abzielen, EU-weit

gemeinsame Vorschriften zur Eindämmung schädlicher Steuerpraktiken festzulegen. Allerdings sei völlig offen, wie die Vorschrif-

ten in der Praxis angewendetwerden sollen. Die EU-Kommission achte zwardarauf, dass die Richtlinien in nationales Recht umge-

setztwerden, aberesgäbekeinerlei Bewertung,obdieZieledurchdieRichtlinien tatsächlich erreichtwerden.Durcheinederartige

Evaluation ließesichüberbordendeBürokratieverhindern.EinguterGedanke!

Entscheidungen
FG Münster: Zum groben Verschulden bei

der versehentlich unterlassenen Erklärung

einer Sonderausgabe durch einen Steuer-

berater in eigener Sache

1. Die versehentliche Ablage eines Zahlungsbe-

legs – hier im Belegordner für 2021 – stellt eine

üblicherweise vorkommende Nachlässigkeit,

welche bei Würdigung sämtlicher Umstände des

Einzelfalls nicht als grobes Verschulden qualifi-

ziert werden kann (sog. Alltagsversehen), dar.

Ein schwerwiegender Sorgfaltsverstoß ist nicht

gegeben, weil ein derartiges Versehen in der

Hektik des Alltags jederzeit und jedermann pas-

sieren kann.

2. Gegen ein grobes Verschulden spricht zudem

die besondere Situation, die gerichtsbekannt ist,

dass die Angehörigen der steuerberatenden Be-

rufe aufgrund des allgemeinen Fachkräfteman-

gels und der zahlreichen Zusatzaufgaben – ins-

besondere in der Corona-Pandemie – einer enor-

menArbeitsbelastung ausgesetzt sind.

FGMünster,Urteil vom30.10.2024 –4K925/23E
(Leitsätze der Redaktion)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-21-1

unterwww.betriebs-berater.de

FG Hamburg: Schädliche Mitvermietung ei-

ner Betriebsvorrichtung im Rahmen der er-

weiterten Gewerbesteuerkürzung

Bei einer Paletten-Förderanlage in einer 2-ge-

schossigen Lagerhalle, in der bereits ein Lasten-

aufzug vorhanden ist, handelt es sich um eine

Betriebsvorrichtung, deren Mitvermietung die

erweiterte Kürzung gem. § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG

ausschließt.

Im Streit stand die Anwendung der sog. erwei-

terten Gewerbesteuerkürzung gem. § 9 Nr. 1

Satz 2 GewStG im Fall der Vermietung einer La-

gerhalle. Die Klägerin vermietete drei mitei-

nander verbundene Lagerhallen, von denen eine

eingeschossig und zwei weitere Lagerhallen

zweigeschossig sind. Die zweigeschossigen La-

gerhallen verfügen sowohl über einen Lasten-

aufzug als auch eine Paletten-Förderanlage. Der

Beklagte versagte aufgrund der Mitvermietung

der Paletten-Förderanlage die erweiterte Gewer-

besteuerkürzung, wogegen die Klägerin Klage

erhob.

Der 2. Senat wies die Klage ab, da die Klägerin

Betriebsvorrichtungen vermiete und deren Mit-

vermietung nicht ausnahmsweise kürzungsun-

schädlich sei. Insbesondere sei die Mitvermie-

tung der Paletten-Förderanlage kein unschädli-

ches Nebengeschäft, da sie kein zwingend

notwendiger Teil einer wirtschaftlich sinnvoll ge-

stalteten eigenen Grundstücksverwaltung und

-nutzung sei. Die Rechtsprechung des BFH setze

das Merkmal „zwingend notwendig“ mit „unent-

behrlich“ gleich, wobei die Unentbehrlichkeit

anhand der Marktlage für vergleichbare Grund-

stücke festzustellen und bereits zu verneinen

sei, wenn die Grundstücksverwaltung und -nut-

zung zu etwa gleichen Bedingungen auch ohne

dieses Nebengeschäft hätte durchgeführt wer-

den können. Das Gericht folgte den Ausführun-

gen des Sachverständigen, wonach die Markt-

miete für die nicht ebenerdigen Flächen ohne

Vorhandensein der Paletten-Förderanlage rund

15 % unter der ebenerdigen Marktmiete liegen

würde und schloss daraus, dass die Paletten-För-

deranlagen für die Grundstücksnutzung nicht

unentbehrlich seien, sondern aufgrund der er-

höhten Umschlagsmöglichkeiten den Mietwert

für die nicht ebenerdigen Flächen – lediglich

moderat – erhöhen würden.

FG Hamburg, Urteil vom 15.5.2024 –

2 K 76/22, rkr.
(Quelle: PM FG Hamburg 3/2024)

FG Köln: Keine durchgreifenden verfas-

sungsrechtlichen Bedenken gegen die neu-

en Bewertungsvorschriften im sog. Bundes-

modell

Die neue Grundsteuerbewertung ist nicht zu be-

anstanden. Das hat das FG Köln entschieden.

Das FG Köln verhandelte erstmalig in einem Ver-

fahren, das die Bewertung einer Immobilie für

die neue Grundsteuer in NRW betrifft. Die Klage

richtete sich gegen einen Bescheid über die

Feststellung des Grundsteuerwerts zum 1.1.2022

nach dem Bundesmodell. Die neue Bewertung

war notwendig geworden, weil das Bundesver-

fassungsgericht im Jahr 2018 die bisher gelten-

de Bewertung für die Grundsteuer (sog. Einheits-

bewertung zum 1.1.1935 bzw. 1.1.1964) für

verfassungswidrig erklärt hatte und der Gesetz-

geber aufgefordert war, ein neues Bewertungs-

verfahren zu schaffen.

Gegenstand der Bewertung ist eine Eigentums-

wohnung. Bei der Berechnung des Grundsteuer-

werts wurde u. a. ein Bodenrichtwert von 2 280

Euro angesetzt. Die Kläger halten die neue Be-

wertung nach dem Bundesmodell für verfas-

sungswidrig. Der Grundsteuermessbetrag habe

sich wesentlich erhöht. Zudem sei bei einer wei-

teren in ihrem Eigentum stehenden Eigentums-

wohnung, die sich unweit entfernt in einer –

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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